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Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

viele von Euch haben in dieser 
Tarifrunde als Tarifkommis-
sionsmitglied oder gewerk-
schaftliche(r) FunktionsträgerIn 
Großes geleistet.

Wir wehren uns, wenn die 
Arbeitgeber unseren Mantel-
tarifvertrag verschlechtern, Zu-
schläge reduzieren und die Ein-
zelhandelsbeschäftigten von 
der allgemeinen Tarifentwick-
lung abkoppeln wollen. Ihr seid 
es, die hier den entscheidenden 
Widerstand organisiert habt. 
Dafür möchten wir uns bei 
Euch ganz herzlich bedanken.

Wir wünschen Euch und Euren 
Familien sowie Euren Kollegin-
nen und Kollegen frohe Feier-
tage und einen guten Rutsch 
ins neue Jahr. Lasst uns auch 
2014 mit Mut und Durchset-
zungsfähigkeit, Phantasie und 
Solidarität, Ausdauer und Kraft 
zum Nutzen der Kolleginnen 
und Kollegen im Einzelhandel 
zusammenarbeiten. Für die an-
stehenden Betriebsratswahlen 
wünschen wir Euch viel Erfolg.

Eure ver.di 
Landesfachbereichsleitung 
Handel NRW

Silke Zimmer,
Heino-Georg Kaßler,
Daniel Zimmermann,
Folkert Küpers,
Angela Quindeau,
Peter Bittner



755,20 - das war im Jahr 2012 die durch-
schnittliche monatliche Rente in Deutsch-
land. Dabei hatten Frauen mit 563,20 - eine 
deutlich niedrigere Rente als die Männer 
mit 992,09 -. Schon diese Zahlen machen 
deutlich: Viele Menschen in unserem Land 
müssen von Armutsrenten leben. Arbeits-
losigkeit, Minijobs und (Zwangs-) Teilzeit 
bedeuten Armut trotz Arbeit und führen 
zwangsläufig zu Armut im Alter. Dabei wird 
sich das Problem in den nächsten Jahren 
noch verschärfen. Das Rentenniveau wird 
weiter sinken.

Wir begrüßen ausdrücklich, dass CDU/CSU 
und SPD in ihrem aktuellen Koalitionsver-
trag einige grundlegende Verbesserungen 
in der Rentenpolitik angekündigt haben.

• Ab 1.7.2014 soll allen Müttern und Vä-
tern, deren Kinder vor 1992 geboren wur-
den, für ihre Erziehungsleistungen pro Kind 
ein zusätzlicher Entgeltpunkt für die Alters-
sicherung angerechnet werden (Ein Renten-
entgeltpunkt bedeutet aktuell 28,14 -).

• Langjährig Versicherte, die 45 Jahre Bei-
träge in die Rentenversicherung eingezahlt 
haben, sollen ab dem 1.7.2014 mit 63 Jah-
ren abschlagsfrei in Rente gehen können. 
Allerdings soll das Zugangsalter für diese 
Rentenart dann schrittweise parallel zur 
Einführung der Rente mit 67 Jahren auf 65 
Jahre angehoben werden.

• Ab 2017 soll es eine „Lebensleistungs-
rente“ geben. Wer als Niedrigverdiener 40 
Jahre in die Rentenversicherung eingezahlt 
hat und trotzdem weniger als 30 Rentenent-
geltpunkte erreicht, soll einen Zuschlag bis 
zur Gesamtsumme von 30 Entgeltpunkten 
bekommen, was zur Zeit etwa 850,00 - 
bedeutet. Sonst wären diese RentnerInnen 
weiter auf Hartz IV-Leistungen angewiesen. 

Wir hoffen, dass im Zuge der Ausgestal-
tung der „Lebensleistungsrente“ die An-
rechnung von Betriebs- bzw. Tarif-Renten 
ausgeschlossen wird.

• Die betriebliche Altersvorsorge soll ge-
stärkt werden.

Die Vorhaben im Koalitionsvertrag sind 
grundsätzlich Schritte in die richtige Rich-
tung, sie müssen dann aber auch solide 
finanziert werden.

Darüber hinaus brauchen wir weitere Maß-
nahmen, um etwas gegen die Altersarmut 
von Kolleginnen und Kollegen zu tun. Ein 
Baustein kann hier sein, dass wir möglichst 
alle Beschäftigten von der Beteili-
gung an der tariflichen Altersvorsor-
ge überzeugen.

Nach unserem Tarifvertrag im Einzel-
handel NRW zahlt der Arbeitgeber 
einen zweckgebundenen Betrag in 
Höhe von 300,00€- jährlich für die 
Altersvorsorge. 

Darin ist die umgewandelte tarifliche Spar-
förderung enthalten. Teilzeitbeschäftigte 
erhalten  die Altervorsorgeleistung anteilig; 
Auszubildende erhalten 150,00 -.

Dabei ist wichtig: Hier zahlt nur der Arbeit-
geber. Die Beschäftigten müssen keinen 
Cent selber zahlen. An ihrem Einkommen 
ändert sich nichts. 

Alle ArbeitnehmerInnen und Auszu-
bildenden haben nach sechs Beschäf-
tigungsmonaten einen Anspruch auf 
die tarifliche Altersvorsorge. 

Einzige Bedingung: Sie müssen 
diesen Anspruch geltend ma-
chen. Von alleine passiert nichts! 
Deshalb: Antrag stellen!

Wer finanziell die Möglichkeit hat, kann 
zusätzlich z. B. Urlaubs- oder Weihnachts-
geld ganz oder teilweise zur Altersvorsor-
ge einsetzen. In diesem Fall zahlt der Ar-
beitgeber einen Zuschuss von 10 %  des 
Umwandlungsbetrages. Einige Arbeitgeber 
zahlen freiwillig hier sogar einen höheren 
Zuschuss. Die Höhe des persönlichen Ein-
zahlungsbetrages kann im übrigen von 
Jahr zu Jahr je nach persönlichen Möglich-
keiten verändert werden.

Die Leistungen für die Altersvorsorge sind 
steuer- und sozialabgabenfrei, was eine 
Umwandlung von eigenen Beiträgen na-
türlich attraktiv macht. Die staatliche För-
derung beträgt maximal 4 % der Beitrags-
bemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Im Jahr 2014 sind das 
2856 - die maximal steuer- und sozialab-
gabenfrei für die Altersvorsorge eingesetzt 
werden können.

Über die Träger der Versorgungszusagen 
der tariflichen Altersvorsorge entscheidet 

Was tun gegen Altersarmut!
Reden wir über unsere tarifliche Altersvorsorge!

In diesem Beispiel zeigen wir, wie effizient das System sein kann, wenn man schon in jungen Jahren dabei ist.
Es wird nur der Arbeitgeberbeitrag in Höhe von 300 Euro jährlich eingezahlt. Der Begünstigte ist 25 Jahre zum 
Zeitpunkt der Anmeldung. 
Die Bruttorente ab Alter 67 beträgt 118 Euro monatlich (jährlich sind das 1.416 Euro).



erst einmal der Arbeitgeber. Der überwie-
gende Teil der Einzelhandelsunternehmen 
wickelt die Altervorsorge über die Pen-
sionskasse des Handels ab. Die anderen 
Träger haben ähnliche Leistungen zu ge-
währleisten.

Im Einzelhandel in NRW nehmen immer 
noch mehr als die Hälfte der Beschäftigten  
die Leistungen zur tariflichen Altersvorsor-
ge nicht in Anspruch. Mit anderen Worten,

sie verschenken damit jedes Jahr 300 -!

Viele Betriebsräte mussten die Erfahrung 
machen, dass Beschäftigte schriftliche In-
formationen zur tariflichen Altersvorsorge 
oft gar nicht zur Kenntnis nehmen mit der 
Folge, dass sie keinen Antrag stellen und 
weiter Geld verschenken.

Deshalb unsere Bitte an alle Be-
triebsräte:

•	 Macht die tarifliche Altersvorsor-
ge immer wieder zum Thema im Be-
trieb.

•	 Geht mit gutem Beispiel voran 
und „outet“ euch als Kolleginnen 
und Kollegen, die selbstverständlich 
diese tariflichen Leistungen in An-
spruch nehmen.

•	 Nutzt Betriebsversammlungen, 
Kantinengespräche und Besprechun-
gen dazu, Kolleginnen und Kollegen 
zu informieren.

•	 Wenn es nicht anders geht, be-
sucht die Kolleginnen und Kollegen 
am Arbeitsplatz und sprecht mit ih-
nen über dieses wichtige Thema.

ist Lohnwucher und sittenwidrig.“ Es
blieb nicht bei einem Einzelfall.
Zwischenzeitlich haben sich sieben KIK-
Kolleginnen gemeldet, die ebenfalls mit
Hungerlöhnen abgespeist werden. Sit-
tenwidrige Löhne liegen immer dann vor,
so die Rechtssprechung, wenn die orts-
übliche Tarifvergütung um mehr als ein
Drittel unterschritten wird. Der Tariflohn
einer ausgelernten Verkäuferin beläuft
sich in Nordrhein-Westfalen auf 12,30
Euro. Nach Abzug eines Drittels müsste er
mindestens 8,21 Euro betragen. Damit

ÜBER ALTERSVORSORGE REDEN!

(ree-) „Kleidung clever kaufen“ und „Der
Preis stimmt“  sind Werbeslogans, mit
denen der Textildiscounter KIK bundes-
weit wirbt. Davon, dass der Lohn
stimmt, können Beschäftigte nur träu-
men. Sie erhalten Hungerlöhne von 4,25
Euro bis 5,25 Euro in der Stunde.
Henrike Greven, Geschäftsführerin des
ver.di-Bezirk Oberhausen/Mülheim: „Vor
einiger Zeit wandte sich eine KIK-
Beschäftigte an uns, mit der Bitte, ihr
Gehalt zu prüfen. Das Ergebnis der Prü-
fung: Ganze 5,20 Euro Stundenlohn. Das

nicht genug. Bei der weiteren Prüfung
stellte sich heraus, dass es bei den KIK-
Aushilfen scheinbar der Normalzustand
ist, dass sie den gesetzlichen Urlaub von
vier Wochen nicht erhalten. Sie werden
lediglich unbezahlt von der Arbeit freige-
stellt. Auch wird den Beschäftigten in
der Regel keine Kopie des Arbeitsvertra-
ges ausgehändigt. Es erfolgt keine Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall. Nur die
tatsächlich anwesenden Stunden wer-
den vom Unternehmen vergütet. ver.di
hat Strafanzeige gegen das Unterneh-

Das Problem:
Wer 2006 in den alten Bundesländern in
Rente gegangen ist, erhielt im Durch-
schnitt 10,5 % weniger Rente als ein
Neurentner des Jahres 2000.
Auch die absolute Höhe der gesetz-
lichen Rente ist erschreckend. Im vergan-
genen Jahr belief sich die durchschnittli-
che Rente auf nur noch 750,— EUR.
Es wird deutlich: Für viele heute noch
Beschäftigte droht im Alter eine Versor-
gungslücke und damit Altersarmut. Für
unsere Kolleginnen und Kollegen zählt
aber nicht eine Durchschnittsrente, son-
dern sie fragen: Wie viel Rente
bekomme ich? 
Wer über 27 Jahre ist und mindestens
fünf Jahre Beiträge in die Rentenversi-
cherung gezahlt hat, bekommt jährlich
vom Versicherungsträger eine Rentenin-
formation. In dieser wird hochgerechnet,
welche Altersrente zu erwarten ist. Oft
entsteht der Eindruck, dass es schon
eine auskömmliche Rente geben wird.
Der Haken dabei ist, dass die Beiträge
der letzten fünf Jahre einfach bis zur
individuellen Regelaltersgrenze hochge-
rechnet werden. Die wenigstens arbei-

ten aber bis maximal 67 durch. Außerdem
bleibt der Kaufkraftverlust unberück-
sichtigt. Rentenanpassungen blieben in
den letzten Jahren entweder aus oder
sie lagen deutlich unter der Inflationsra-
te. Der Warnhinweis, „eine zusätzliche
Absicherung wird immer wichtiger“, ist
deshalb sehr ernst zu nehmen.
Zu beachten ist auch das Renteninfor-
mationen manchmal noch falsch sind,
weil Lücken im Rentenkonto noch nicht
geklärt sind. Ein „Antrag auf Kontenklä-
rung“ ist deshalb wichtig.
Um sich ein realistisches Bild über die
eigene Rente zu machen und um die
Entscheidung zu erleichtern, ob ein frü-
heres Ausscheiden mit entsprechenden
Anschläge überhaupt realistisch ist, hier
folgende vereinfachte Beispielrechnung1):

„Beispiel: Frau Muster, Jahrgang 1957,
sozialversicherungspflichtige Durch-
schnittsverdienerin in den alten Bundes-
ländern, hat bis heute bereits 25 Ent-
geltpunkte erworben.

Die Renteninformation gibt den derzeiti-
gen Stand in Entgeltpunkten wieder. Im

Beispielsfall 25 Entgeltpunkte (EP). Frau
Muster verdient durchschnittlich, also ca.
30.000 EUR im Jahr und erhält für ihre
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung pro Jahr 1 Entgeltpunkt. Dies
macht bis zum 63. Lebensjahr noch 13
EP, also gesamt 38 EP. Geht sie mit 63 in
die „Altersrente für langjährig Versicher-
te“ muss sie einen Abschlag von 10,5%
in Kauf nehmen. Dies macht bei 38 EP
knapp 4 EP. Damit bleiben ihr etwa 34
EP. Mit dem heutigen aktuellen Renten-
wert von 26,27 EUR/pro EP (West) mul-
tipliziert, ergibt dies eine Rente – nach
heutigen Werten – von rund 896,— EUR.
Würde sie mit 66 Jahren in Rente gehen,
betrüge die Rente – nach heutigen Wer-
ten – rund 1.000,— EUR. Diese Werte
sind Bruttowerte und müssen noch um
die Beiträge für die Kranken- und Pflege-
versicherung gemindert werden.
Diese überschlägigen Berechnungen
sollten z. B. bei der Überlegung, ob ein
Altersteilzeit – Arbeitsvertrag in Frage
kommt, der einen vorzeitigen Ausstieg
ermöglicht, angestellt werden, um zum
Zeitpunkt des Renteneintritts ein „böses
Erwachen“ zu vermeiden.

Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sind beitragsbezogen, 
d. h. sie errechnen sich aus den Beträ-
gen, die im Laufe eines Erwerbslebens
verbeitragt werden. Vielfach besteht der
Irrglaube, es gäbe im deutschen gesetz-
lichen Rentensystem eine „Mindestren-
te“ oder eine „Maximalrente“ – etwa
nach 45 Jahren Beitragszahlung. Beides
ist falsch!
Richtig ist: Jeder Beitrag, den Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber je zur Hälfte zah-
len, erhöht die Rente nach folgendem
ganz allgemein dargestellten System:
Wer (in 2007) 19,9% Rentenversiche-
rungs-Beitrag (je 9,75% ArbN und ArbG)
von seinem Bruttoarbeitsentgelt (bis zur
Beitragsbemessungsgrenze [West]
5.250 EUR) bezahlt, erhält dafür auf sei-
nem Rentenkonto Entgeltpunkte.
Für Beiträge aus dem Durchschnittsent-
gelt gibt es 1 EP. Bezieht jemand ca.
15.000 EUR Bruttojahresentgelt be-
kommt er/sie ca. 0,5 EP, verdient jemand
44.000 EUR Jahresbrutto, bekommt
er/sie ca. 1,5 EP. Die EP werden bis auf 4
Stellen hinter dem Komma errechnet.
Kindererziehungszeiten, Ausbildungszei-

ten und sonstige rentenrechtliche Zeiten
werden nach dem Zeitpunkt des Ren-
teneintritts geltendem Recht berücksich-
tigt.
Am Ende des Erwerbslebens werden die
EP zusammengerechnet und eine per-
sönliche EP-Zahl gebildet. Für Kinder, die
nach 1992 geboren wurden, gibt es 3
Jahre lang pro Jahr 1 EP, das bedeutet
eine monatliche Rentensteigerung pro
Kind von rund 75 EUR. So kann grob
jede/r seine Rente überschlagen.
Für jeden EP gibt es vom 1.7.2007 bis
30.6.2008 26,27 EUR im Westen und
23,09 EUR im Osten monatliche Rente.“

Tarifliche 
Altersvorsorge

Ein Teil der Lösung des Pro-
blems: Tarifliche Altersvorsorge
in Anspruch nehmen!

Immer noch haben viele Beschäftigte im
NRW-Einzelhandel den Antrag auf die
Arbeitgeberleistung nach dem Tarifver-
trag Altersvorsorge nicht bei Ihrem
Arbeitgeber abgegeben.
Sie verschenken damit jedes
Jahr 300 EUR für Ihre Altersvor-
sorge bei einer Vollzeitbeschäfti-
gung (Teilzeitbeschäftigte erhalten
anteilig diese Leistung, Auszubildende
150 EUR)!
Unsere Erfahrungen mit dem Angebot
der tariflichen Altersvorsorge sind, dass
viele Beschäftigte schriftliche Informatio-
nen dazu gar nicht zur Kenntnis nehmen
mit der Folge, dass sie keinen Antrag
stellen und weiter Geld verschenken. 

Deshalb unsere Bitte an alle
Betriebsräte:
–  Macht die Altersvorsorge

noch einmal zum Thema im
Betrieb!

–   Nutzt Betriebsversammlun-
gen, Kantinengespräche und
Besprechungen dazu, die Kol-
leginnen und Kollegen zu
informieren!

–   Wenn es sein muss, geht an
jeden Arbeitsplatz und
sprecht über dieses wichtige
Thema!

Machen wir den Kolleginnen und Kolle-
gen noch einmal deutlich:
x   Nach unserem Tarifvertrag zahlt der

Arbeitgeber einen zweckgebunde-
nen Betrag in Höhe von 300 EUR
jährlich für die Altersvorsorge. Darin
ist die umgewandelte tarifliche Spar-
förderungsleistung enthalten.
Besteht ein Sparförderungsvertrag
und soll dieser fortgesetzt werden,
verringert sich der Betrag von 300
EUR auf 122,71 EUR jährlich.

     Dabei ist wichtig: Hier zahlt
der Arbeitgeber für Sie. Sie
müssen keinen Cent selber
dazu zahlen! An Ihrem Ein-
kommen ändert sich nichts!

x   Alle ArbeitnehmerInnen und
Auszubildende haben nach
sechs Beschäftigungsmona-
ten einen Anspruch auf die
tarifliche Altersvorsorge. 

     Sie müssen diesen Anspruch
aber geltend machen. 

Von alleine passiert nichts!
Deshalb: Antrag stellen!

x   Wer finanziell die Möglichkeit hat
kann zusätzlich z. B. Urlaubs- oder
Weihnachtsgeld ganz oder teilweise
zur Altersvorsorge einsetzen. In die-
sem Fall zahlt der Arbeitgeber einen
Zuschuss von 10% des Umwand-
lungsbetrages. Einige Arbeitgeber
zahlen freiwillig sogar noch mehr.

     Die Höhe der persönlichen Einzah-
lung kann jederzeit verändert wer-
den.

x   Diese Leistungen für die per-
sönliche Altersvorsorge sind
deshalb so attraktiv, weil sie
steuer- und sozialabgabenfrei
auf das persönliche Vorsorge-
konto gezahlt werden. 

     Diese staatliche Förderung beträgt
maximal 4% der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung. Im Jahr 2007 sind
das 2.520 EUR die maximal steuer-
und sozialabgabenfrei für die Alters-
vorsorge eingesetzt werden können!

x   Über die Träger der Versorgungszu-
sagen ihres tariflichen Altersvorsor-
gekontos entscheidet der Arbeitge-
ber. Der überwiegende Teil der Ein-
zelhandelsunternehmen wickelt die
Altersvorsorge über die „Pensions-
kasse des Handels“ ab. Die anderen
Arbeitgeber haben ähnliche Leistun-
gen bei ihren Trägern zu gewähr-
leisten.
–  Alle ArbeitnehmerInnen werden

ohne vorherige Gesundheitsprüfung
und unabhängig von ihrem Ge-
sundheitszustand aufgenommen.

–  Auch Minderjährige und bereits
vor der Pensionierung stehende
ArbeitnehmerInnen können ange-
meldet werden.

–  Die eingezahlten Beträge sind
jederzeit und in voller Höhe abge-
sichert.

–  Die Pensionskasse des Handels
gewährt lebenslange Alters,-

Invaliditäts-Hinterbliebenenren-
ten.

–  Die Leistungen der Pensionskasse
des Handels sind sofort unverfallbar.

–  Die Entgeltumwandlung kann fle-
xibel vorgenommen werden.
Der/die ArbeitnehmerIn kann die
Entgeltumwandlung jederzeit
ändern, insbesondere auch auf
„0“ reduzieren.

Weiterer Tipp 
für die Betriebsräte:
Die Hamburger Pensionskasse/Pen-
sionskasse des Handels unterstützt die
Informationen zur tarifl. Altersvorsorge
für die Beschäftigten mit entsprechen-
den Materialien. 

Informationen unter:
040/280145-300 oder www.pk-h.de
Für Betriebsversammlungen liegt eine
Präsentation vor, die auf den konkreten
Betrieb angepasst werden kann.

1) Beispiel aus der empfehlenswerten Broschüre der
ver.di-Bundesverwaltung, Abteilung Sozialpolitik
„Wann in Rente? Wie in Altersteilzeit?“ aus Sept.
2007.

men gestellt und die Ansprüche der
Beschäftigten beim Unternehmen gel-
tend gemacht.                 Uwe Reepen

Zwei konkrete Beispiele für die Leistung der Pensionskasse*

Alter: 25 Jahre
Beitrag: 850 EUR jährlich
Eigenbeteiligung Netto:         192 EUR  jährlich
Rente ab 65:                       242 EUR  monatlich

    2.904 EUR  jährlich
Wenn die Arbeitnehmerin (St. Kl. V) zusätzlich zum Arbeitgeberbei-
trag in Höhe von 300 EUR noch weitere 500 EUR persönlichen
Zusatzbeitrag leistet, erhält sie darauf den weiteren Zuschuss in
Höhe von 10% (also 50 EUR) vom Arbeitgeber. Insgesamt werden
jährlich 850 EUR in die Pensionskasse eingezahlt. Für die bei der
Anmeldung zur Pensionskasse 25-jährige Frau beträgt die monatli-
che Altersrente 242 EUR (jährlich sind das 2.904 EUR).

Alter: 20 Jahre
Anmeldung zur Pensionskasse: 01.01.2007
Beitrag: 300 EUR jährlich
Eigenbeteiligung:                       0 EUR 
Rente ab 65:                        105 EUR  monatlich

            1.260 EUR  jährlich
Hier beteiligt sich der Arbeitnehmer nicht mit einem persönlichen
Zusatzbeitrag. Für ihn wird nur der Arbeitgeberbeitrag von 300 EUR
eingezahlt. Er ist 20 Jahre zum Zeitpunkt der Anmeldung am
01.01.2007. Die Rente beträgt 105 EUR monatlich (jährlich sind das
1.260 EUR).

* Beispiele für Pensionskasse des Handels

SITTENWIDRIGE LÖHNE BEIM TEXTILDISCOUNTER KIK
ver.di stellt Strafanzeige wegen Lohnwucher

ver.di-Betriebsräte die den „Rat-
schlag“ zukünftig per E-Mail erhal-
ten möchten, können ihn unter
FB12.nrw@verdi.de bestellen.           
Stichwort: 
„Ratschlag-BR-Verteiler“. 
Bitte für den Abgleich mit unserer
postalischen Versandliste die voll-
ständige Firmenanschrift angeben.

BR-Ratschlag-EH-PC4.qxp:BR-Ratschlag-GH-1.2007  05.12.2007  10:35 Uhr  Seite 3

Eigener Beitrag � 500 Euro
+ 10 % Zuschuss � 50 Euro
+ Arbeitgeberbeitrag � 300 Euro

Summe� 850 Euro
Ihr Nettoaufwand� ca. 250 Euro

	 Eintrittsalter 	 Rentenhöhe
	 25	 335 Euro
	 30	 262 Euro
	 35	 202 Euro
	 40	 152 Euro
	 45	 112 Euro
	 50	   78 Euro

Wer zusätzlich zum Arbeitgeberbeitrag (300 Euro) noch weitere 500 Euro Eigenbeitrag leistet, erhält darauf vom 
Arbeitgeber weitere Zuschüsse in Höhe von insgesamt 50 Euro (10 %). Insgesamt werden jährlich 850 Euro in die 
Pensionskasse eingezahlt. 
Die Bruttorente beträgt ab Alter 67 monatlich rund 335 Euro (jährlich sind das 4.020 Euro). Zusätzlich zur Altersrente 
besteht ein Anspruch auf Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrente.

Weiterer Tipp für Betriebsräte: Die 
Hamburger Pensionskasse unter-
stützt eure Informationen zur tarifli-
chen Altersvorsorge für die Beschäftig-
ten mit entsprechenden Materialien. 
Kontakt: www.hhpk.de/Arbeitnehmer oder 
www.facebook.de/HamburgerPensions-
kasse oder Telefon 0 40 / 2 80 14 50

Höhe der Altersrente

Die Höhe der Altersrente hängt von den 
eingezahlten Beiträgen, vom Eintrittsalter 
und von der Verzinsung ab (hier 4%).
Mit dem beispielhaften Jahresbeitrag von 
850 Euro erhalten Sie ab 67 folgende mo-
natliche Brutto-Altersrente:

Die angegebene Rente enthält die ga-
rantierte Leistung und nicht garantierte 
Überschussbeteiligungen. Die Verzinsung 
beträgt aktuell 4 % und hat auch in den 
zurückliegenden Jahren stets 4 % betra-
gen. In Zukunft kann sie höher oder nied-
riger ausfallen.

Quelle: HPK



unter dieser Überschrift beteiligten 
sich zwischen November 2012 und 
Januar 2013 insgesamt 3.620 Einzel- 
und Versandhandelsbeschäftigte 
an einer von ver.di organisierten 
Befragung. Im Zentrum stand die 
Einschätzung der Beschäftigten zur 
Verbreitung von alternsgerechten und 
lebensphasenorientierten Arbeitsbe-
dingungen in ihrer Branche: Welche 
Aspekte der Arbeit sind derzeit gut 
gestaltet und wo besteht - aus Sicht der 
Befragten - Handlungsbedarf? Auch im 
Handel wächst das Durchschnittsalter 
der Belegschaften und damit rückt die 
Frage in den Vordergrund, wie Arbeit 
alternsgerecht gestaltet werden 
kann, damit Menschen gesund bleiben 
und auch in Zukunft im Handel arbeiten 
wollen und können. Dazu haben die 
Befragten zahlreiche Ideen eingebracht, 
die hier in einem ersten Überblick 
vorgestellt werden.

Können sich die befragten Beschäftigten 
derzeit vorstellen, gesund und gerne 
bis zum Erreichen des Rentenalters im 
Einzel- bzw. Versandhandel zu arbeiten? 

Die Beantwortung dieser Abfrage gibt 
Hinweise auf die Selbsteinschätzung 
zur weiteren Arbeitsfähigkeit. 

Derzeit blicken 52 % der Befragten 
eher sorgenvoll in Ihre Zukunft im 
Einzelhandel, 24 % sind diesbezüglich 
unentschlossen und 24 % optimistisch. 
Am häufigsten geben die Beschäftigten 
im Büro und Vertrieb (32 %) eine 
positive Einschätzung ab, während 
dessen sowohl in der Kommissionierung 
als auch im Bereich Verkauf und 
Kasse die Skepsis über die eigene 
Zukunft im Einzelhandel groß ist: Nur 
20 % der befragten Kommissionierer/
innen und 23 % der Kassen- bzw. 
Verkaufsbeschäftigten können sich im 
Moment vorstellen, gesund und gerne 
bis zum Erreichen des Rentenalters im 
Einzel- oder Versandhandel zu arbeiten. 
Bezogen auf die verschiedenen 
Sparten, blicken vor allem die Befragten 
aus dem Textilhandel, den SB-
Verbrauchermärkten, den Baumärkten 
und dem Möbeleinzelhandel skeptisch 
in ihre Zukunft im Einzelhandel, 
während die Befragten aus den Sparten 
Lebensmitteleinzelhandel (Discounter 
und Supermärkte) und Warenhäuser 
diesbezüglich häufiger optimistisch 
sind.

Alternsgerechte 
Arbeitsgestaltung: 
Aktuelle Stärken und 
Handlungsbedarf
Neben der momentanen Selbstein-
schätzung zur weiteren Arbeitsfähigkeit 
wurden die Beschäftigten gebeten, die 
vorhandenen Arbeits-, Einkommens- 
und Qualifizierungsbedingungen zu 
beurteilen: Wo sehen sie derzeit Hand-
lungsbedarf und was ist aus Ihrer Sicht 
schon heute gut gestaltet? 

Mit Abstand den größten 
Handlungsbedarf sehen die Be-
schäftigten hinsichtlich dem Gesund-
heitserhalt: Sowohl dem Abbau 
von arbeitsbezogenen Stress oder 
körperlichen Belastungen, einer 
alternsgerechten Arbeitsgestaltung, 
Qualifizierungsangeboten zum Um-
gang mit psychischen Belastungen 
sowie verschiedenen Angeboten zur 
Gesundheitsförderung messen 60 - 75 % 
eine hohe bis sehr hohe Bedeutung bei.

Die hohe Bedeutung einer gesund-
heitsförderlichen Arbeitsgestaltung 
wird durch einen weiteren 
Befund unterstrichen: Unter den 

Gute Arbeit 
für Jung und Alt! 



Maßnahmen, die den Übergang 
in die Rente flankieren könnten, 
wird der Aspekt „Altersgerechte 
Arbeitsgestaltung im Übergang 
zur Rente“, d.h. eine Anpassung der 
Arbeit an die Leistungsfähigkeit der 
Beschäftigten mit 65 % am häufigsten 
hervorgehoben.
Überdurchschnittlich häufig formu-
lieren die Befragten Handlungs-
bedarf im Hinblick auf einige 
Arbeitszeitaspekte: insbesondere 
die „Berücksichtigung von 
Aufstockungswünschen bei 
Teilzeit“ (65 %) steht weit oben auf 
der Rangliste der Arbeitszeitthemen. 
Dagegen ist der Wunsch nach weniger 
Stunden mit 27 % nachrangig. Die 
Notwendigkeit „Beschäftigte 
mit Pflegeverantwortung zu 
unterstützen“ (53 %) - eine 
Lebenssituation, die in der Regel ein 
erhöhtes Maß an Zeitsouveränität bei 
der Arbeitszeitgestaltung erfordert, wird 
deutlich stärker mit Handlungsbedarf 
gesehen.
Weitere Gestaltungsfelder, mit über-
durchschnittlichen Handlungsbedarf 
sind: die Einkommenshöhe und 
-entwicklung (59 %), die Schaffung 
eines gleitenden Übergangs in die 
Rente (53 %) und die Übernahme bzw. 
allgemein die beruflichen Perspektive 
nach der Ausbildung (51 %).
Überdurchschnittlich positiv 
werden die bereits vorhandenen 
Möglichkeiten zum Aufbau einer 
zusätzlichen Altersversorgung 
beschrieben: 38 % der Befragten geben 
an, dass dieser Aspekt schon heute gut 
gestaltet ist. Dieses Ergebnis ist sicher 
auch im Zusammenhang mit der tariflich 
geregelten Altersversorgung zu sehen, 
die offensichtlich sehr positiv gesehen 
wird. Ebenfalls überdurchschnittlich 
positiv werden die Möglichkeiten 
beschrieben, die Arbeitszeit bei 
Bedarf zu verkürzen (34 %). 
Im Zusammenhang mit den oben 
genannten Befunden deuten dieses 
Ergebnisse darauf hin, dass es 
mittlerweile bei der individuellen 
Arbeitszeitlänge stärker darum geht, 
eine gute Balance von Verkürzungs- und 

Aufstockungswünschen zu finden.
Überdurchschnittlich häufig werden auch 
die Aspekte „Ausbildungsqualität“ 
(35 %) und „berufliche Entwicklungs- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten“ 
(27 %) als „gut gestaltet“ beschrieben1. 
Auch die bereits realisierte Pla-
nungssicherheit bei der Arbeits-
zeitgestaltung wird von 26 % der 
Befragten sehr positiv beschrieben, 
ebenso die Unterstützung in 

schwierigen Arbeitssituationen 
durch die Führungspersonen. Trotz 
dieser relativ positiven Bewertung 
besteht auch in diesen Feldern aus Sicht 
von rund einem Drittel der Befragen 
Handlungsbedarf.

1 Im Hinblick auf die Ausbildungsqualität muss jedoch 
einschränkend gesagt werden, dass dieses Urteil von vielen 
Beschäftigten gefällt wurde, die derzeit nicht selbst in 
einem Ausbildungsverhältnis stehen.

Auswertung durch Gesellschaft für 
Gute Arbeit mbH
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rer postalischen Versandliste die 
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Betriebsratswahlen 2014
Einladung zum Kandidaten/Kandidatinnen-Treffen NRW am 19. Januar 2014
in der ver.di-Landesleitung, Karlstraße 123,
40210 Düsseldorf

•	 Ihr kommt aus Betrieben des Einzelhandels oder des Groß- und Außenhandels NRW,
•	 Ihr kandidiert als ver.di-Mitglieder gemeinsam bei den Betriebsratswahlen,
•	 Ihr wollt Euch als gemeinsame Liste oder als KandidatInnen präsentieren,
•	 Ihr wollt Euch mit anderen ver.di-KandidatInnen zur BR-Wahl austauschen
•	 Ihr wollt Euch einen Überblick über Materialien und Angebote rund um die Betriebsratswahlen 2014 verschaffen,
•	 Ihr wollt professionell gemachte Fotos von Euch als Gruppe oder als Einzelperson für Eure Wahlfleyer,
•	 Ihr habt rechtliche Fragen rund um die Betriebsratswahlen,
•	 Ihr sucht nach Ideen, wie der Wahlkampf organisiert und gewonnen werden kann,

… dann seit Ihr genau richtig auf dem „ver.di-KandidatInnen-Treffen“ des Fachbereiches Handel am Sonntag, den19. Januar 2014 in 
der Zeit von 12.00 - 16.00 Uhr. 

ver.di Landesleitung NRW, Karlstraße 123-127, 40210 Düsseldorf, Sitzungsräume Erdgeschoss

DEINE WAHL

Damit wir planen können, meldet Euch bis zum 12. Jan. 
2014 per Fax unter 0211 / 61824-475 oder per eMail unter  
fb12.nrw@verdi.de an und teilt uns mit, mit wie vielen 
Kolleginnen und Kollegen ihr anreisen werdet.

Wir freuen uns auf Euren Besuch!
Die ver.di-Landesfachbereichsleitung Handel NRW

Technische Hinweise: Die Veranstaltung ist kostenlos, ein kleiner Imbiss 
wird gereicht. Eine Anmeldebestätigung erfolgt nicht. Für ver.di-Mitglieder 
werden gemäß der ver.di-Reisekostenrichtlinie die Reisekosten in Höhe der 
Fahrkarte (2. Klasse) der Deutschen Bundesbahn erstattet. Es gibt keinen 
Anspruch auf Freistellung nach BetrVG. 

Wir empfehlen die Anreise mit ÖPNV. Die ver.di- Landesbezirksleitung 
befindet sich in unmittelbarer Nähe zum Düsseldorfer Hauptbahnhof, 
Ausgang Konrad-Adenauer-Platz, direkt rechte Hand Worringer Straße ca. 
300 m bis zur Ecke Kurfürstenstraße, diese links rein bis zur Ecke Karlstraße. 
Kostenpflichtige Parkplätze stehen in dem direkt gegenüber der ver.di-
Landesbezirksleitung liegenden Parkhaus der Post ( Einfahrt P Ufa Kino) 
zur Verfügung.


